
 
 

Nutzungsuntersagung  
 

 

 

Baugrundstück: Villingen, Obereschacher Straße 11 

Flurstück-Nr.: 5073/38 

 

 

Allgemeinverfügung 

 

 

Die Stadt Villingen-Schwenningen erlässt folgende Allgemeinverfügung: 

 

 

1) Die Nutzung des Gebäudes Obereschacher Straße 11 (Grundstück Flst. Nr. 

5073/38) der Gemarkung Villingen wird mit sofortiger Wirkung bis auf Weiteres 

untersagt. 

 

2) Für die Ziffer 1 dieser Verfügung wird die sofortige Vollziehung angeordnet. 

 

3) Diese Allgemeinverfügung gilt nach dem auf die ortsübliche Bekanntmachung fol-

genden Tag als bekannt gegeben. 

 

 

Begründung: 

 

Zu Ziffer 1 (Nutzungsuntersagung): 

 

Rechtsgrundlage der Nutzungsuntersagung ist § 65 Abs. 1 Satz 2 Landesbauordnung (LBO). 

Nach dieser Vorschrift kann die Nutzung baulicher Anlagen (§ 2 Abs. 1 LBO) untersagt werden, 

wenn diese im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften genutzt werden. 

 

Nach diesen Maßgaben ist ein Einschreiten geboten, insbesondere, weil das fragliche Gebäude 

im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften genutzt wird. 

 

Von einer vorherigen Anhörung nach § 28 Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz 

(LVwVfG) konnte nach § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 1 LVwVfG abgesehen werden. 

 

Das Gebäude wird formell baurechtswidrig genutzt. Gegenstand der Baugenehmigung vom 

19.02.1973 ist die Nutzung des Gebäudes als "Bürogebäude mit Ausländerunterkunft". 

Genehmigt ist somit neben der Büronutzung im Erdgeschoss sowie im 1. Obergeschoss eine 

wohnähnliche Nutzung in den darüber liegenden Geschossen. 

Nach dem Ergebnis mehrerer Baukontrollen sowie dem Vorliegen mehrerer Polizeiberichte und 

Meldungen aufgrund Lärmbeschwerden, welche bereits bis 2023 zurückgehen, wird das Ge-

bäude derzeit für verschiedenste Zwecke genutzt. So befindet sich im Erdgeschoss eine Kfz-

Werkstatt. Zudem sind diverse Räumlichkeiten an Vereine vermietet. Hier finden auch regelmä-

ßig Veranstaltungen statt, welche zu den genannten Lärmbeschwerden geführt haben. Andere 

Räume wiederum werden augenscheinlich als Lagerräume vermietet. 

 

Bei der gegenwärtigen Nutzung ist die Variationsbreite der bisher genehmigten Büronutzung 

und wohnähnlichen Nutzung verlassen, so dass eine Nutzungsänderung vorliegt. 
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Mit dem Abweichen von der genehmigten Nutzung (Nutzungsänderung) erlischt nach zutreffen-

der Auffassung die bisherige Baugenehmigung. Unabhängig davon ist die gegenwärtige Nut-

zung jedenfalls schon deshalb baurechtswidrig, weil sie von der bisherigen Baugenehmigung 

unabhängig von deren Wirksamkeit jedenfalls nicht gedeckt ist (VGH Baden-Württemberg, Be-

schl. v. 03.09.2012 – 3 S 2236/11 –, juris Rn. 19). 

Die gegenwärtigen Nutzungen sind ebenfalls genehmigungsbedürftig (§§ 49, 2 Abs. 13 Nr. 1 

LBO). 

 

Bereits die formelle Baurechtswidrigkeit rechtfertigt die vorläufige Nutzungsuntersagung auch 

nach dem im Rahmen der Ermessensentscheidung zu berücksichtigendem Verhältnismäßig-

keitsgrundsatz, da die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens nicht auf der Hand liegt und nur 

hierdurch der gesetzlich geforderten präventiven Baukontrolle Geltung verschafft werden kann 

(VGH Baden-Württemberg, Beschl. v. 01.02.2007 – 8 S 2606/06 –, juris Rn. 5). 

 

Die Stadt Villingen-Schwenningen macht von dem ihr auf Rechtsfolgenseite eröffneten Ermes-

sen pflichtgemäß Gebrauch. Die Nutzungsuntersagung wird auch unter Berücksichtigung des 

Umstands ausgesprochen, dass bereits neue Bauvorlagen eingereicht wurden. Bereits seit 

2023 wurden bei den Eigentümern des Gebäudes immer wieder prüffähige Bauvorlagen ange-

fordert. Es wurden in der Folge auch Bauvorlagen eingereicht. Jedoch sind diese bis heute 

nicht vollständig, sodass eine umfassende Prüfung des Vorhabens bisher nicht erfolgen konnte. 

Folglich konnte auch die erforderliche Baugenehmigung nicht erteilt werden. 

 

Denn die Nutzungsuntersagung ist auch insofern angezeigt, um der Präventivkontrolle, die das 

Baugenehmigungsverfahren gewährleisten soll, Geltung zu verschaffen. Die Genehmigungsfä-

higkeit der Anlagen liegt nicht auf der Hand. Gerade auch in Bezug auf die hinter dem Brand-

schutz stehenden gewichtigen Rechtsgüter von Leib, Leben, Gesundheit und Eigentum ist eine 

eingehende Prüfung erforderlich. Das Gewicht dieser Rechtsgüter streitet im Übrigen auch all-

gemein für die Untersagung der Nutzung. 

 

Die Nutzungsuntersagung zum Schutz dieser Rechtsgüter ist im Übrigen unabhängig davon an-

gezeigt, welche Personen das Gebäude nutzen. Es sind keine Gründe erkennbar, die dafür 

sprechen, bestimmte (potentielle) Nutzer von der Nutzungsuntersagung auszunehmen. Die 

Stadt Villingen-Schwenningen entscheidet sich deshalb auch unter Berücksichtigung ihres Stö-

rerauswahlermessens, das vor allem vom Gebot der Effektivität der Gefahrenabwehr geleitet 

wird, die Nutzungsuntersagung als generell-konkrete Allgemeinverfügung gemäß § 35 Satz 2 

LVwVfG zu erlassen, wie es von Rechtsprechung und Literatur anerkannt ist (VG Gera, Beschl. 

v. 14.01.2019 – 4 E 2354/18 Ge –, juris Rn. 20 ff.; Hornmann, HBO, 4. Aufl. 2022, § 82 Rn. 210; 

siehe auch VG Gelsenkirchen, Urt. v. 06.10.2021 – 10 K 10512/17 –, juris Rn. 149). Dies gilt 

umso mehr, als der Nutzerkreis ständig wechselt und die einzelnen Nutzer der Baurechtsbe-

hörde nicht bekannt sind, sodass der Erlass individuell-konkreter Nutzungsuntersagungen im 

Sinne von § 35 Satz 1 LVwVfG untunlich ist (Niedersächsisches OVG, Beschl. v. 18.10.2004 – 1 

ME 205/04 –, juris Rn. 14 ff.; Mann, in: Große-Suchsdorf, Nds. BauO, 10. Aufl. 2020, § 79 Rn. 

52). 

 

Zu Ziffer 2 (Sofortige Vollziehung): 

 

Nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 und Abs. 3 Satz 1 VwGO kann die Behörde, die den Verwaltungs-

akt erlässt, dessen sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse besonders anordnen. Die 

Stadt Villingen-Schwenningen macht von dieser Befugnis Gebrauch, weil sie das öffentliche 

Vollziehungsinteresse höher bewertet als ein etwaiges Außervollzugsetzungsinteresse. Dem 

präventiven Bauverbot sowie dem bauaufsichtlichen Genehmigungsvorbehalt kann nur dann 

effektiv zur Geltung verholfen werden, wenn etwaigen Rechtsbehelfen gegen die verfügte Nut-

zungsuntersagung hier keine aufschiebende Wirkung zukommt. Müsste die Baurechtsbehörde 
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eine ohne die erforderliche Baugenehmigung aufgenommene Nutzung bzw. die Nutzungsände-

rung eines Gebäudes bis zum rechtskräftigen Abschluss des Hauptsacheverfahrens, das bei 

Ausschöpfung aller Rechtsmittel Jahre dauern kann, tatenlos hinnehmen, so würde der primär 

auf eine vorbeugende Rechtskontrolle gerichtete Zweck des Baugenehmigungsverfahrens um-

gangen; zudem würde hierdurch ein Anreiz zu weiteren Verstößen ähnlicher Art geschaffen (VG 

Freiburg, Beschl. v. 31.07.2002 – 2 K 902/02 –, juris Rn. 24). 

 

Zu Ziffer 3 (Bekanntgabefiktion): 

 

Die Verfügung zu 3. hat ihre Rechtsgrundlage in § 41 Abs. 4 Satz 4 LVwVfG. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Freiburg, 

mit Sitz in Freiburg im Breisgau, erhoben werden. 

 
Hinweis: 

Diese Allgemeinverfügung sowie ihre Begründung können bei der Stadt Villingen-Schwenningen, Referat des Ober-

bürgermeisters, Abteilung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Münsterplatz 7/8, 78050 Villingen-Schwenningen, einge-

sehen werden. 

 

 

Villingen-Schwenningen, den 20.08.2025 

 

Stadt Villingen-Schwenningen 

Baurechtsamt 
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